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träger des Aufenthaltsortes nach seinen Rechtsvorschriften 
zu Lasten des Versicherungsträgers, bei dem sie versichert 
sind. Die anderen Bestimmungen dieses Abkommens finden 
auf sie keine Anwendung.

Artikel 19
(1) Die Sachleistungen gemäß Artikel 15, 17 und 18 werden 

vom Versicherungsträger des Aufenthaltsortes gewährt. Für 
die Gewährung der Sachleistungen gelten die Rechtsvor­
schriften, die für diesen Versicherungsträger und seine Ver­
sicherten maßgebend sind.

(2) Die Gewährung von Prothesen und anderen orthopä­
dischen Hilfsmitteln sowie Sachleistungen von größerem Wert 
erfolgt nach den Rechtsvorschriften des Versicherungsträgers 
und mit seiner Zustimmung, bei dem der Anspruchsberech­
tigte versichert ist. Diese Zustimmung ist nicht erforderlich, 
wenn die Leistungsgewährung nicht ohne schwere Folgen 
für die Gesundheit bzw. das Leben des Anspruchsberechtigten 
verschoben werden kann.

(3) Der Versicherungsträger jedes Abkommenspartners 
erstattet dem Versicherungsträger des anderen Abkommens­
partners die Kosten der Sachleistungen, die dieser gemäß 
Absätze 1 und 2 in seinem Aufträge gewährt. Für die Verrech­
nung der Sachleistungen gemäß Absatz 1 legen die Versiche­
rungsträger beider Abkommenspartner eine Pauschale fest. 
Die Sachleistungen gemäß Absatz 2 werden nach den tatsäch­
lichen Kosten verrechnet.

Artikel 20

Geldleistungen bei vorübergehender Arbeitsunfähigkeit, 
Mutterschaft und im Falle des Todes werden vom Versiche­
rungsträger des Abkommenspartners entsprechend den 
Rechtsvorschriften seines Staates und zu seinen Lasten 
gewährt, bei dem der Anspruchsberechtigte zum Zeitpunkt 
der Entstehung des Anspruchs versichert ist oder zuletzt 
versichert war.

Artikel 21

Soweit der Anspruch auf Sach- oder Geldleistungen von 
einer bestimmten Versicherungszeit abhängig ist, werden die 
in beiden Staaten erworbenen Versicherungszeiten berück­
sichtigt.

IV.
Kindergeld

Artikel 22

(1) Rentner, die nur vom Versicherungsträger eines Ab­
kommenspartners Rente erhalten, haben den Anspruch auf 
Kindergeld nach den Rechtsvorschriften und zu Lasten dieses 
Abkommenspartners auch dann, wenn sich die Kinder auf 
dem Territorium des anderen Staates aufhalten.

(2) Empfänger von Rente gemäß Artikel 7 Absatz 2 dieses 
Abkommens haben Anspruch auf Kindergeld nach den 
Rechtsvorschriften und zu Lasten des Abkommenspartners, 
auf dessen Territorium die Kinder wohnen.

V.
Gemeinsame Bestimmungen

Artikel 23
(1) Zur Durchführung des Abkommens wird von jedem 

Abkommenspartner das zuständige Organ benannt. Es ist 
— für die Deutsche Demokratische Republik der Bundesvor­

stand des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes — Ver­
waltung der Sozialversicherung —

— für die Sozialistische Föderative Republik Jugoslawien 
der Bundesverband der Pensions- und Invalidenversiche­
rung Jugoslawiens und der Bundesverband der Kranken­
versicherung Jugoslawiens.

(2) Die zuständigen Organe gemäß Absatz 1 schließen 
über die Verfahrensweise bei der Durchführung des Ab­
kommens eine Vereinbarung ab.

Artikel 24

Die zuständigen Organe gemäß Artikel 23 Absatz 1 infor­
mieren sich gegenseitig über die Rechtsvorschriften nach 
Artikel 2 sowie über eintretende Änderungen auf diesem 
Gebiet.

Artikel 25

(1) Die zuständigen Organe des einen Abkommenspartners 
gewähren den zuständigen Organen des anderen Abkom­
menspartners unentgeltliche Rechtshilfe im gleichen Umfang 
wie bei der Durchführung der Sozialversicherung im eigenen 
Staat. Sie geben einander die notwendigen Informationen 
über die für die Gewährung der Leistungen "entscheidenden 
Umstände und treffen die zur Ermittlung dieser Umstände 
erforderlichen Maßnahmen.

(2) Urkunden und andere Beweismittel, die auf dem Terri­
torium des einen Abkommenspartners in gehöriger Form aus­
gestellt oder von einem zuständigen' staatlichen Organ 
beglaubigt wurden," werden auf dem Territorium des anderen 
Abkommenspartners ohne Legalisation anerkannt.

Artikel 26

Anträge, Eingaben und Rechtsmittel von Bürgern beider 
Staaten, Dokumente sowie Schriftwechsel der zuständigen 
Organe in Durchführung dieses Abkommens können in der 
deutschen bzw. einer Sprache der Völker Jugoslawiens ab­
gefaßt sein.

Artikel 27

(1) Anträge auf Leistungen bzw. Einsprüche sind beim 
zuständigen Organ eines der beiden Abkommenspartner zu 
stellen bzw. einzulegen. Anträge und Einsprüche, die bei dem 
entsprechenden Organ eines Abkommenspartners gestellt 
bzw. eingelegt wurden, gelten ebenfalls als beim zuständigen 
Organ des anderen Abkommenspartners gestellt bzw. ein­
gelegt.

(2) Das Organ des Abkommenspartners, bei dem der Antrag 
auf Leistungen oder der Einspruch gestellt bzw. eingelegt 
wird, übersendet dem für die Entscheidung zuständigen Organ 
diese und die notwendigen Beweismittel und verfügbaren 
Angaben.

(3) Das zuständige Organ jedes Abkommenspartners über­
sendet dem zuständigen Organ des anderen Abkommens­
partners auf dessen Anforderung oder auf Ersuchen des 
Antragstellers Angaben, Beweismittel und Unterlagen, die 
für die Rentenzahlung erforderlich sind.

Artikel 28
Die Mitarbeiter der diplomatischen und konsularischen 

Vertretungen beider Staaten sind bevollmächtigt, im Namen 
der Bürger ihres Staates in allen sich aus diesem Abkommen 
ergebenden Angelegenheiten zu handeln und die Bürger vor 
den zuständigen Organen des anderen Abkommenspartners 
zu vertreten.

Artikel 29
Entstehen bei der Durchführung des Abkommens infolge 

unvorhergesehener Umstände oder Änderung der Rechtsvor­
schriften Zweifel oder ergeben sich Meinungsverschieden­
heiten über die Auslegung, vereinbaren die zuständigen


